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D ie »AG Berufsverbote« 
der Gewerkschaft Er-
ziehung und Wissen-

schaft hat eine Ausstellung zum 
Thema Berufsverbote erstellt, 
die bei der XXVII. Internatio-
nalen Rosa-Luxemburg-Konfe-
renz am 8. Januar 2022 gezeigt 
werden wird. Was hat es damit 
auf sich?

Wir engagieren uns 
nunmehr seit Jahren 
dafür, dass Berufs-
verbote aufgehoben 
sowie deren Opfer ent-
schädigt und rehabili-
tiert werden. Um den 
politischen Druck zu 
erhöhen und jüngere 
Generationen über die-
ses düstere Kapitel der 
deutschen Geschichte 
aufzuklären, haben wir 
eine Ausstellung mit 
insgesamt 18 Tafeln erstellt, die bei 
der RLK gezeigt werden soll.

Am 28. Januar 1972 verabschie-
deten die Ministerpräsidenten 
der Länder der BRD unter Vor-
sitz von Kanzler Willy Brandt, 
SPD, den sogenannten Radi-
kalenerlass. Ziel war es, ver-
meintliche Verfassungsfeinde 
aus dem öffentlichen Dienst zu 
entfernen. Wie viele Menschen 
waren davon betroffen?

In Westdeutschland kam es bis 1986 
zu etwa 3,5 Millionen politischen 
Überprüfungen aufgrund des »Ra-
dikalenerlasses«. Davon wurden 
in mehr als 10.000 Fällen Berufs-
verbotsverfahren eingeleitet. Rund 
2.250 Bewerberinnen und Bewerber 
wurden daraufhin nicht eingestellt, 
256 Beamtinnen und Beamte wur-
den entlassen. In Westberlin waren 
die Behörden sogar noch aktiver.

Richtete sich die staatliche 
Kriminalisierung einzig gegen 
Kommunisten?

Mehr als 90 Prozent der sogenannten 
Radikalen waren Linke. Es ging aber 
nicht nur um Mitglieder der DKP 
oder der SEW. Betroffen waren auch 
Gewerkschafter und Friedensbewegte 
sowie maoistische oder trotzkistische 
Gruppierungen. Auch Sozialdemo-
kraten, die sich in der Außerparla-
mentarischen Opposition engagier-
ten, und viele junge Menschen, die 
gegen den Vietnamkrieg, die Not-
standsgesetze, für Frauenrechte oder 
für eine demokratische Bildungsre-
form kämpften, standen im Visier. Es 
reichte damals schon, mit »Verdäch-
tigen« in einer WG zu wohnen oder 
einen »Kapital«-Lesekurs besucht zu 
haben, um in die Fänge des sogenann-
ten Verfassungsschutzes zu geraten.

Welche Folgen hatte diese Kri-
minalisierung für die Betroffe-
nen?

Die berufliche Perspektive vieler jun-
ger Menschen wurde zerstört. Jahre-
lange Prozesse und finanzielle Nöte 
brachten viele nicht nur an die nerv-
lichen Grenzen. Bekanntester Fall 
war in Westberlin Hans Apel, ver-
beamteter Lehrer mit vielen Meriten 
und zugleich SEW-Mitglied. Trotz 
großer Protestbewegung war seine 

Entlassung nicht zu ver-
hindern.

Wenn nicht die breite 
Solidaritätsbewegung 
Mut gemacht hätte, 
wäre der Widerstand 
leicht gebrochen. So 
aber solidarisierten 
und politisierten sich 
viele mit den Betroffe-
nen: Kolleginnen und 
Kollegen, Schülerinnen 
und Schüler, Studieren-
de und Lehrlinge auf 
Demonstrationen und 

Kundgebungen.
Die Verabschiedung des »Radi-
kalenerlasses« jährt sich im Ja-
nuar zum 50. Mal. Wie schätzen 
Sie die Chancen auf Aufarbei-
tung unter der neuen Bundesre-
gierung ein?

Es gibt schon jetzt eine Reihe von Ini-
tiativen, die darauf abzielen, dass sich 
die Bundesregierung und auch die 
Länderregierungen mit dem Thema 
befassen. Wir fordern, dass die Be-
troffenen entschädigt und das began-
gene Unrecht wissenschaftlich aufge-
arbeitet werden sollen, wie es einige 
Bundesländer schon im Ansatz getan 
haben. Im Koalitionsvertrag der Am-
pelparteien sieht es allerdings eher 
so aus, als wolle man noch schneller 
und effektiver gegen kritische Geister 
jeder Art vorgehen.

Welche Initiativen erwarten Sie 
von den Gewerkschaften, um 
den Druck auf die politischen 
Entscheidungsträger zu erhö-
hen?

Zum 50. Jahrestag sehen wir eine 
erfreuliche Unterstützung durch die 
GEW, Verdi und die IG Metall. Auch 
dies hat dazu geführt, dass wir im 
September dieses Jahres einen Be-
schluss des Berliner Abgeordneten-
hauses erreicht haben, in dem die 
Berufsverbotspraxis zumindest »be-
dauert« wurde.

 Interview: Lenny Reimann

USA beenden offiziell 
Einsatz im Irak
Bagdad. Vier Jahre nach dem mili-
tärischen Sieg über die Dschihadis-
tenmiliz »Islamischer Staat« (IS) ist 
der Kampfeinsatz der USA im Irak 
offiziell beendet. Die verbleibenden 
Kampftruppen der von den USA an-
geführten internationalen »Anti-IS-
Koalition« würden das Land vor Ende 
des Jahres verlassen, teilte Iraks ge-
meinsame Militärführung mit, wie die 
staatliche Nachrichtenagentur INA am 
Freitag meldete. Künftig solle es nur 
noch eine Gruppe von Militärberatern 
der Koalition geben, die Iraks Einsatz-
kräfte unterstützen würden.  (dpa/jW)

Pakistanische Taliban 
kündigen Waffenruhe auf
Islamabad. Die pakistanischen Taliban 
haben eine Waffenruhe mit der Regie-
rung in Islamabad beendet. »Es ist uns 
unmöglich, mit der Feuerpause fortzu-
fahren«, hieß es in einer Erklärung der 
pakistanischen Dachorganisation der 

militant-islamistischen Taliban, Teh-
reek-e-Taliban Pakistan (TTP), von 
Donnerstag abend. Die TTP warf der 
Regierung vor, gegen die Bedingungen 
der Waffenruhe bezüglich der Freilas-
sung von Gefangenen und der Bildung 
eines Verhandlungsteams verstoßen zu 
haben. Die Feuerpause war am 9. No-
vember in Kraft getreten. 
 (dpa/jW)

Höheres Porto der Post 
vorläufig genehmigt
Bonn. Der Versand von Briefen und 
Postkarten dürfte im kommenden Jahr 
teurer werden. Die Bundesnetzagentur 
genehmigte am Freitag vorläufig die 
neuen Preise der Deutschen Post, wie 
die Behörde in Bonn mitteilte. »Der 
Standardbrief kostet somit ab Januar 
0,85 Euro«, erklärte die Netzagentur. 
Bislang werden 80 Cent fällig. Das 
Entgelt für Postkarten erhöht sich von 
bisher 60 auf 70 Cent. Der Kompakt-
brief kostet künftig einen Euro statt 
wie bislang 95 Cent, der Großbrief 
wird ebenfalls fünf Cent teurer und 

kostet künftig 1,60 Euro. Die Post hat-
te den Preisanstieg im Oktober ange-
kündigt und vor allem steigende Kos-
ten angeführt.
  (AFP/jW)

KMK: Schulen und 
Hochschulen offenhalten
Berlin. Die Bildungsminister der Bun-
desländer wollen trotz der weiter 
schwierigen Lage in der Coronapan-
demie die Schulen und Hochschulen 
offenhalten. »Das Bekenntnis zu of-
fenen Bildungseinrichtungen eint uns 
nun wirklich in der KMK«, sagte die 
Vorsitzende der Kultusministerkonfe-
renz (KMK), Brandenburgs Ressort-
chefin Britta Ernst (SPD), am Freitag 
zum Abschluss der Beratungen. Dar-
an ändere auch die neue Omikron-Vi-
rusvariante nichts. Die Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
begrüßte das Ziel als »grundsätzlich 
richtig«, wies aber darauf hin, dass die 
KMK wenige konkrete Maßnahmen 
und Unterstützung anbiete.
  (AFP/jW)

NACHRICHTEN

Auf Sendung: Blick in den Technikraum in der jW-Ladengalerie (Internationale Rosa-Luxemburg-Konferenz am 9.1.2021)

Rosa on Air
Die RLK findet 2022 als digitale Veranstaltung statt

Es war keine leichte Entschei-
dung, aber nun ist sie getrof-
fen: Die XXVII. Internationale 

Rosa-Luxemburg-Konferenz (RLK) 
am 8.  Januar findet als digitale Ver-
anstaltung statt. Anhaltend hohe Co-
ronainfektionszahlen und verschärfte 
Hygiene bestimmungen ließen keine 
andere Wahl, als den von junge Welt 
und zahlreichen Unterstützergruppen 
organisierten Jahresauftakt der deut-
schen Linken im virtuellen Raum statt 
in der Max-Schmeling-Halle in Berlin 
stattfinden zu lassen. Die Planungen 
für die Präsenzveranstaltung sahen ein 
Treffen unter 2G-Regeln vor. Aller-
dings bedeuten die aktuellen Vorschrif-
ten für die Organisatoren einen kaum 
zu bewältigenden Kontrollaufwand, für 
die Gäste eine stark eingeschränkte Be-
wegungsfreiheit in den Räumlichkei-
ten. Wie sich diese Woche herausstell-
te, sind die neuen Auflagen mit dem 
ursprünglichen Konzept unvereinbar.

Nun also online: Wie in diesem Jahr 
wird die ganztägige, von der Schau-
spielerin Esther Zimmering mode-
rierte RLK aus der zum Sendestudio 

umfunktionierten jW-Ladengalerie in 
Berlin-Mitte ausgestrahlt. Koopera-
tionspartner in ganz Europa und auf 
anderen Kontinenten übernehmen den 
Live stream. Unter dem Motto »Krieg 
und Leichen – die letzte Hoffnung der 
Reichen. Hände weg von Russland und 
China!« wird ein überaus spannendes 
Programm geboten. Erwartet wird u. a. 
der Vizevorsitzende der KP Russlands, 
Dmitri Nowikow. Er vertritt die zweit-
stärkste Partei der Russischen Födera-
tion (sie erreichte bei den jüngsten Du-
ma-Wahlen fast 19 Prozent) und wird 
über die Krise des Imperialismus sowie 
den daraus folgenden aggressiven Kurs 
der NATO gegenüber Moskau spre-
chen. Nowikow hat jW zudem exklusiv 
einen aufschlussreichen Grundsatzbei-
trag zugesandt, der Ende Dezember im 
Blatt erscheint. Zugesagt haben ferner 
Juan Ramón Quintana aus Bolivien, 
ehemaliger Minister der Präsident-
schaft unter Evo Morales, sowie Ro-
sario del Pilar Pentón Díaz, Rektorin 
der Hochschule der Kommunistischen 
Partei Kubas. Geboten wird zudem ein 
umfangreiches Kulturprogramm, u. a. 

mit einem Beitrag des renommierten 
serbischen Filmregisseurs Srdan Golu-
bovic (»Otac« – Vater, SRB 2020).

An der für 18 Uhr geplanten 
Podiumsdiskussion zum Thema »Wie 
wir den nächsten Krieg verhindern« 
nehmen Andrea Hornung (Vorsit-
zende der SDAJ), Martin Singe (Pax 
Christi, Sprecher von »Büchel ist über-
all – atomwaffenfrei.jetzt«) und Sören 
Pellmann teil, der bei den Bundestags-
wahlen für die Partei Die Linke ein Di-
rektmandat in Leipzig gewonnen hat. 
Außerdem erwarten wir einen Vertreter 
bzw. eine Vertreterin aus dem Gewerk-
schaftsbereich sowie einen Vertreter 
bzw. eine Vertreterin vom antimilita-
ristischen Bündnis »Rheinmetall ent-
waffnen«.

Falls die Umstände es erlauben, 
wird es im Januar 2023 das von vie-
len ersehnte persönliche Wiedersehen 
in Berlin geben – in besagter Max-
Schmeling-Halle in Prenzlauer Berg.

 Redaktion, Verlag und Genossenschaft

aktuelle Infos unter www.jungewelt.de

siehe S. 16
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»Berufliche 
Perspektiven 
wurden zerstört«
Vor bald 50 Jahren wurde 
»Radikalenerlass« verabschiedet. 
Betroffene warten weiter auf 
Entschädigung. Ein Gespräch mit Lore Nareyek

Lore Nareyek ist Mitglied 
der »AG Berufsverbote« in 

der GEW-Berlin
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XXVII. INTERNATIONALE 

ROSA-LUXEMBURG-
KONFERENZ
SONNABEND, 8.1.2022

jungewelt.de/rlk

Informationen: gew-berlin.de/

arbeitsgruppen/ag-berufsverbote 

und berufsverbote.de


